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Urs Ruckstuhl

Soziale Frage und neuer Gesellschaftsvertrag
Sozialpolitik zwischen Korrekturmassnahmen und Gesellschaftspolitik.
Vorläufige Bemerkungen*

"Dreierlei Leben ist es, auf Kosten dessen der industriewirtschaftliche
Wohlstand aufrechterhalten wird: das der Dritten Welt, das der Nachwelt
und das der natürlichen Mitwelt. "(1) Dies ist das Koordinatensystem, inner-
halb dessen sich Sozialpolitik neu definieren muss. Die soziale Frage ist nicht
mehr national eingrenzbar. Eine nationale Sozialpolitik versagt gegenüber
den neuen sozialen Problemen (Euromarkt, Nord-Süd-Gefälle, Weltwirt-
schaft, Migration, Asylproblem usw.). Die Weltgesellschaft ist durch tief-
greifende Spaltungen gekennzeichnet. Die soziale Sicherung der reichen
Länder gründet unter anderem auf dem Elend der armen Länder und der
Weltklassengesellschaft. Die Erste Welt verursacht zusätzliches Elend, weil
sie das industriewirtschaftliche Modell auf dem ganzen Planeten implantiert
hat, ohne die Systeme sozialer Sicherung mitzuexportieren. Es ist zudem ei-

ne nie abgetragene Hypothek auch der westlichen Arbeiterbewegung, dass

sie ihren Wohlstand zu einem grossen Teil auf dem Buckel der Dritten Welt
erkauft hat.

Ein Fünftel der Weltbevölkerung wirtschaftet und lebt parasitär auf Ko-
sten der restlichen vier Fünftel, während er drei Viertel der Abfälle und
Schäden ausstösst. Wir, die Bewohner der nördlichen Hemisphäre, sind ak-
tiv beteiligt an der Aushungerung halber Kontinente, am Raubbau der Res-

sourcen, an der Erwärmung der Erdatmosphäre, Vergiftung der Elemente.
Wir verwandeln die Erde in einen Müllhaufen und sind gerade dabei, die Zu-
kunft abzuschaffen, indem wir die Ressourcenkriege unserer Nachkommen
vorbereiten, eine Politik der verbrannten Erde betreiben und die Wracks der
Megastrukturen in einer sozialen Geisterlandschaft ablagern. Heute setzt
sich die Formel der Nichtverallgemeinerbarkeit des westlichen technisch-in-
dustriellen Weges langsam durch. Die These besagt: Würden die 5, bald 7

Milliarden Erdenbewohner dem gleichen verschwenderischen Lebensstan-
dard frönen wie die Bewohner der nördlichen Hemisphäre, dann wäre der
ökologische Kollaps vorprogrammiert. Nur, und das fällt auf, die Szenarien,
die auf diese Einschätzungen folgen müssten, fehlen.

Der entfesselte euro-nippo-amerikanische Markt versucht - nach dem
Sturz des Kasernensozialismus erst recht-, durch einen neuen Extremlibera-
lismus die politisch-kulturellen Marktschranken über Bord zu werfen. Er
produziert Hunger, Abhängigkeit, Elend und soziales Chaos in den armen
Ländern der Dritten Welt, aber zunehmend auch zentrifugale Kräfte in den

eigenen Ländern. Zur Zerstörung des Sozialen durch den Markt kommt die

Zerstörung der Mitwelt hinzu. Die Lebensbedrohlichkeit der Wirtschaft ist
das grösste Problem der hochindustrialisierten Länder und: "Es gilt zu er-
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kennen, dass diese lebenszerstörerische Wirtschaft unsere eigene Wirtschaft
ist und dass auch diejenigen, welche die Zerstörungen verbal beklagen, sie in
ihrem Verhalten zum grossen Teil mitbetreiben."(2)

Sozialpolitik im Spannungsfeld staatlicher Korrekturpolitik und Gesell-

schaftspolitik

Die Sozialpolitik blieb in der Schweiz lange Zeit beschränkt auf die Bekämp-
fung der materiellen Armut, sie wurde allmählich ergänzt durch gesetzliche
Bestimmungen, steuerliche Umverteilungsmassnahmen, die Fürsorge und
die psychosozialen Dienstleistungen. Sozialpolitik in der Schweiz ist im we-
sentlichen Symptombekämpfung, bleibt auf Notsituationen fixiert und er-
zielt eine bescheidene Umverteilungswirkung. Selbst die Sozialversicherung
weist zahlreiche Mängel und für die sozial Schwächsten diskriminierende
Lücken auf. Durch die Sozialhilfegesetze wurde die Pflicht der Gemeinden
zur Linderung der Not Einzelner verankert.

Sozialpolitik in der Schweiz ist weit entfernt von einem "Übergang von ei-

ner Konzeption des Reparierens sozialer Schäden zu einer solchen des Ab-
baus der Risiken, dass solche Schäden überhaupt auftreten"(3). Dies würde
unter anderem einen sozialen Ausgleich durch verfassungsmässig garantier-
te Grundrechte voraussetzen. Die Initiativen zu sozialen Grundrechten wie
Recht auf Wohnen, Recht auf Arbeit, Recht auf Bildung, Mitbestimmung,
Volkspension wurden in den letzten zehn bis zwanzig Jahren von Volk und
Ständen regelmässig abgelehnt. Die Zustimmungsbasis für eine solidarische,
wirklich ausgleichende Sozialpolitik ist in der Schweiz äusserst schmal.
Grundsätzliche Antworten auf demographische Veränderungen, sozialen
Wandel und neue Problemlagen, die im Alltag und in der Wissenschaft die
sozialen Probleme prägen, werden hinausgezögert. Die drei aktuellen Fra-
gen der Sozialpolitik auf nationaler Ebene (das Problem der künftigen Fi-
nanzierung der Alters- und Krankenversicherung, der neuen Armut sowie
der Anpassung sozialer Institutionen an die Individualisierung der Lebens-
weisen) bleiben unbeantwortet. Immerhin hat sich den traditionellen sozial-
politischen Strategien, nämlich der liberalistischen und der Wohlfahrtsstaat-
liehen, eine neue ökosoziale hinzugesellt, die - auf dem sozialstaatlichen
Grundgerüst - die Mängel und Einseitigkeiten der beiden anderen zu ver-
meiden versucht.

Ein grundlegendes Merkmal der herrschenden Sozialpolitik ist ihr defen-
siver und antiquierter Charakter. Auf das stetige Anwachsen ökologischer
Krisenlagen reagiert die Industriegesellschaft mit einem höheren sozialkor-
rektiven Schrittempo, einer metastasierenden Ausdehnung symptomorien-
tierter Agenturen und verfeinerten Modellen sozialer Defensivsysteme.
"Die Industriegesellschaft als Zusammenhang, also die Dynamik von Wirt-
schaft, Politik, Wissenschaft löst die Industriegesellschaft als lebensweltli-
chen Erfahrungszusammenhang auf. Die Menschen werden freigesetzt aus
den industriellen Sicherheiten und Standardlebensformen."(4)

Der neueste Modernisierungsschub und seine gewaltige Freisetzungsdy-
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namik produzieren eine soziale Wirklichkeit, der die überkommenen sozial-

politischen Strategien nicht mehr beikommen. Die sozialen Institutionen be-
wahren und pflegen ein Bild von einer lebensweltlichen Realität, die sich un-
ablässig wandelt, auflöst, pulverisiert. Die Sozialpolitik als reine Reparatur-
und Korrekturanstalt für unhaltbare gesellschaftspolitische Rahmenbedin-

gungen kommt so ab von ihrem Grundanliegen, sozialen Ausgleich und Ge-

rechtigkeit anzustreben. Die zentrale Frage, die jede Gesellschaftspolitik
beantworten muss, lautet: Welches Modell des Zusammenlebens strebt eine
Gesellschaft in einem gegebenen Stand der Entwicklung und unter bestimm-
ten historischen Bedingungen an? Und welche politischen Mittel setzt sie zur
Erreichung der gesellschaftlichen Ziele ein?

Wenn die Gesellschaftspolitik als Gesamtheit der Teilpolitiken die ökoso-
ziale Lage der Individuen und gesellschaftlichen Gruppen bestimmt, steht
die Frage an: Sind diese Bereichspolitiken mit dem Ziel der angestrebten so-
zialen Wirklichkeit kompatibel? Heute sind die Nebenwirkungen aller wich-
tigen Bereichspolitiken (Finanz-, Wirtschafts-, Energie-, Eigentums-, Bo-
den-, Wohnungs-, Verkehrs-, Beschäftigungs-, Entwicklungs-, Gesund-
heits-, Familienpolitik usw.) teilweise so gravierend, dass keine noch so auf-
geblähte korrektive Sozialpolitik mehr genügt. In der Hierarchie der Teilpo-
litiken bestimmen und beschränken die Basisbereiche Wirtschaft, Technik
und Handel die Freiheitsgrade aller anderen Politiken. Die Asozialität der
Bas/spoIIfiken strukturiert die soziale Wirklichkeit, moduliert den sozialen
Wandel und ruft Folge- und Defensivpolitiken (Mieter-, Konsumentenpoli-
tik usw.) auf den Plan. Die Nichtabstimmung der Teilpolitiken, die Selbst-

aufhebung sozial unverträglicher Parallelstrukturen, die Ineffektivität so-

zialpolitischer Opitionen, das Fehlen an strategischen Entscheidungen auf
der gesellschaftspolitischen Ebene erzeugt immer weiter verästelte Partial-
Politiken (Jugend-, Drogenpolitik, Luftpolitik usw.) und führt zur Aufblä-
hung des sozialen Dienstleistungsapparates. In die Alibi- und Symptompoli-
tiken werden umso mehr Energie und Ressourcen investiert, je geringer die
Bereitschaft ist, Hand an die gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen
zu legen, die Immissionen aus den Basisbereichen zu vermeiden oder über
eine Neuaushandlung des sehr brüchig gewordenen Gesellschaftsvertrages
nachzudenken. So speisen die gesellschaftlichen Instanzen unentwegt die
akkumulierte Asozialität, das ganze Krisenpotential in die Korrekturma-
schinerie und erwarten, dass sie ein soziales Ergebnis ausspuckt.

Was aber sind nun die Gesellschaftsentwürfe, auf die hin die aktuelle oder
eine künftige Gesellschaftspolitik sich orientieren? Ist es eine gespaltene,
entmischte, vermasste, abhängige Gesellschaft mit einer Kaste von hoch-
qualifizierten, über symbolische Kompetenzen verfügenden, privilegierten
Erwerbstätigen im Zentrum und einem breiten Rand marginalisierter, kran-
ker, arbeitsloser Parias, vom Mahlstrom der mikroelektronischen Révolu-
tion ins soziale Vakuum freigesetzt, gewissermassen soziale Moränen des

Modernisierungsgeschiebes? Oder ist es eine überschaubare, gerechte, in je-
der Beziehung durchmischte, in gelebte soziale Netze und ökologische
Kreisläufe integrierte Gesellschaft?
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Es zirkulieren zwar Analysen, vage Vorstellungen, doch es herrscht Un-
klarheit in der politischen Zielsetzung. Nur zwei Dinge scheinen gewiss: Der
gegenwärtige Anhäufungs- und Raubbaukapitalismus und die asoziale Ge-
sellschaftspolitik der reichen Länder übersetzen sich immer unmittelbarer in
gesellschaftliche Entmischungs- und Ausgrenzungsprozesse. Und: Die Ar-
beitsgesellschaft in ihrer jetzigen Struktur steht zur Disposition(5), die öko-
nomische, soziale und institutionelle Freisetzung ist längst im Gang.

Vier Pfeiler einer künftigen Sozialpolitik

In der aktuellen historischen Umbruchsituation müssen die Weichen für eine

künftige Sozialpolitik als soziale Gesellschaftspolitik gestellt werden. Diese
fusst, wie im folgenden kurz angedeutet, auf vier Pfeilern.

1. Ein neuer GeseWschaftsvertrag
Wie reagiert die Gesellschaft, wenn die Freisetzung im vorhergesagten Aus-
mass Wirklichkeit wird? Wird der freigewordene soziale Raum durch die
ökonomische Sphäre besetzt (Freizeit, Kommerz, Konsum, Professionali-
sierung der Eigenarbeit usw.), oder wächst in ihm eine neue ökosoziale Le-
bensweit nach (ökologisches Wirtschaften, hohe Zeitsouveränität, Selbstbe-

grenzung im Konsum, neue Bürgerrechte, Aufteilung der verbleibenden Ar-
beit auf alle)? Dies ist die zentrale und für die künftige Sozialpolitik aus-
schlaggebende Weichenstellung. Sie setzt einen radikalen kulturellen Wan-
del voraus und kann in einem neuen Gesellschaftsvertrag gipfeln. Dieser
aber ist kein Geschenk des Himmels oder die Frucht eines harmonischen
Konsenses, er ist das Ergebnis zäher Auseinandersetzungen zwischen den

Protagonisten der beiden Gesellschaftsmodelle(6).

2. Erne Strategie zur Ausgesfaltung der neuen ökosozialen Gesellschaft
Eine andere sozialpolitische Strategie, die Folgen des Freisetzungsprozesses
auszugleichen, artikuliert sich in den verschiedenen Modellvarianten des all-
gemeinen oder garantierten Mindesteinkommens (Bürgerlohn, negative
Einkommenssteuer, Eingliederungseinkommen usw.), an die teilweise-je
nach politischer Interessenlage - gegensätzliche Hoffnungen geknüpft wer-
den: als soziales Netz für Erwerbslose oder zur Abfederung der Zweidrittel-
gesellschaft, als ökonomische Anerkennung der Reproduktionsarbeit und
zur Ermöglichung von Sozialzeit, als finanzielle Sicherheit für neue Formen
des Zusammenlebens, als Ergänzung oder Ersatz ungenügender Sozialversi-
cherung, als Ersatz diskriminierender Fürsorge(7).

Gegen das garantierte Mindesteinkommen gibt es schwerwiegende Ein-
wände. Erstens: Die Entkoppelung von Einkommen und Arbeit verhindert
die Spaltung der Gesellschaft nicht, sie kann sie nur aufhalten, da die Er-
werbslosen dauerhaft aus der Sphäre der Arbeit, d.h. auch von der gesell-
schaftlichen Anerkennung und Macht ausgeschlossen werden. Wie fatal die
Teilung der Gesellschaft in Nützliche und Parasiten ist, hat uns die Geschieh-
te gelehrt. Sie diente schon einmal zum Vorwand für die "Endlösung der so-
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zialen Frage"(8).
Zweitens: Eine bestimmte Menge an Arbeitsleistung wird auch in Zukunft

gesellschaftlich notwendig sein. Es gehört zum Modell einer sozialintegrati-
ven, nicht gespaltenen Gesellschaft, dass sowohl die Gewinne wie auch die
Lasten gerecht auf alle zu verteilen sind (9). Was auch immer der begrenzte
Nutzen des garantierten Mindesteinkommens zur Lösung isolierter sozialpo-
litischer Fragen sein mag, als Strategie zur Umwandlung zentraler Gesell-
Schaftsbereiche mit Blick auf einen neuen Gesellschaftsvertrag taugt sie

nicht, ja, sie droht sogar die Ausgrenzungsmechanismen zu festigen.
Eine erfolgversprechende Strategie nicht nur zur Abwendung der Zwei-

drittelgesellschaft, sondern zur ökosozialen Umwandlung der Gesellschaft
ist das verfassungsrechtlich garantierte Recht auf Arbeit; das heisst: Arbeits-
Zeitverkürzung und Verteilung der Arbeit auf alle - leistungsfähige und lei-
stungsschwache - Mitglieder der Gesellschaft, eine in die Naturgeschichte
integrierte Wirtschaft, Abnahme der Regelarbeitszeit und zunehmende
Zeitsouveränität, gleiche Verteilung der Eigenarbeit (Hausarbeit, Pflege,
Erziehung) auf beide Geschlechter, mit anderen Worten: Sozialzeit. Auf
was es also ankommt: Die ökonomische Rationalität muss schrittweise zu-
rückgedrängt werden und zwar zugunsten der Sphäre nicht-ökonomischer
Zwecke in Bereichen wie Kultur, Sexualität, Leben, Spiel usw.; es müssen

Lösungen in der sozialen und ökologischen Frage gefunden werden, die glo-
bal verallgemeinerbar sind.

Exkurs zur Soz/a/ze/Y
Sozialzeit wird nicht als weitere technische Massnahme im Sinne der alten
Gemeinnützigkeit eingeführt, auch nicht auf dem Buckel der Frauen, son-
dern als ein Instrument gesellschaftlicher Umwandlung. Dazu, kurz zusam-
mengefasst, einige Feststellungen:

- Die künstliche Zweiteilung der Lebenszeit in Erwerbszeit (Geldzeit) und
Freizeit ist ein Ergebnis der industriellen Entwicklung. Die Sozialzeit wur-
de verdrängt, privatisiert oder kommerzialisiert (10). Grosse Teile früher
autonomer Tätigkeiten (Hilfs-, Erziehungs-, Pflege-Dienste) können
durch die Sozialzeit ihrer Tertiarisierung, Rationalisierung und Professio-
nalisierung entzogen werden.

- Die Einführung der Sozialzeit ist ein Aspekt einer kultureilen Umwäl-
zung, Ausgangspunkt für eine bedeutsame sozio-emotionale Alphabeti-
sierungswelle. Das Kulturrevolutionäre an der Sozialzeit liegt in der Wie-
deraneignung sozialer, emotionaler Kompetenzen in zentralen Lebensbe-
reichen, in denen Abhängigkeit, Leiden, Hilflosigkeit, Krankheit, Tod,
aber auch positive emotionale Lebensbewältigung erfahren werden kön-
nen. Statt durch negative, destruktive Initiationsriten wie in der Armee,
werden die Männer, emotionalen und pflegenden Erfahrungen zuneh-
mend entfremdet, hier einen positiven, solidarischen, zur Konfliktfähig-
keit erziehenden Initiationsritus durchleben.

- Sozialzeit ist, als Folge einer veränderten Alterspyramide, eine demogra-
phische Notwendigkeit.
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- Sozialzeit ist allgemeine gegenseitige Unterstützung, die zur Entbürokra-
tisierung des Zusammenlebens führen kann. Der Sozialstaat wird so von
seinen kaum mehr zu erfüllenden Aufgaben entlastet.

- Sozialzeit erfordert eine allgemeine Sozialpflicht. Die Sozialzeit wird als

Lebensarbeitszeit angerechnet. Die Militärpflicht wird Schritt für Schritt
durch die Sozialpflicht ersetzt.

3. Eine ökosozia/vertrag//c/ie Gese//sc/?aftspo/jf/'k ist durch die Abstimmung
der Basisbereiche und Teilpolitiken auf den neuen Gesellschaftsvertrag fest-
gelegt. Die neue Ökosozialpolitik stellt das Soziale und Mitweltliche in ei-

nem freiheitlichen, sozialintegrativen, solidarischen und mitweltschonenden
Sinne ins Zentrum des menschlichen Zusammenlebens. Mit der Sozialver-

träglichkeit (11) wird keine neue Abwehrschlacht eingeleitet, keine Sozial-

verträglichkeitsprüfungsbürokratie installiert, sondern dafür gesorgt, dass

jedes Produkt oder Projekt, das die Gesundheit, die soziale Integrität und
die natürliche Kreatur im vitalen Kern tangiert, im Sinne der neuen gesell-
schaftsverträglichen Vorzeichen überprüfbar bleibt (12).

4. Eine Sozialpolitik im Gleichgewicht.
Sozialpolitik beruht, will sie ihrem Anspruch gerecht werden, auf einem
Gleichgewicht zwischen ihren verschiedenen Elementen und Instrumenten,
also auf sozialen Grundrechten (Recht auf Wohnen, Recht auf ein Existenz-
minimum, Recht auf Sozialzeit), einer gerechten Umverteilungspolitik, so-
zialer Gesetzgebung (Mietrecht, Arbeitsrecht usw.), einem die Grundrisi-
ken des Lebens absichernden Sozialversicherungssystem und einem men-
schengerechten, überschaubaren, nicht auf Technopomp aufgebauten Ge-
sundheits- und psychosozialen Versorgungssystem (13).

Die aktuelle Sozialpolitik fällt aber durch ein pathologisches Ungleichge-
wicht auf. Der medizinisch-industrielle Komplex ist ausser Kontrolle gera-
ten, vom Machbarkeits- und Unsterblichkeitswahn besessen, er ist selber zu
einem gigantischen Geschäft verkommen (14). Statt soziale Grundrechte
und eine sozialintegrative Gesellschaftspolitik einzurichten, wuchert der
psychosoziale Dienstleistungsapparat. Er übernimmt die gesellschaftlich de-

legierten Krisen und verarbeitet sie mittels problemverschiebender Mecha-
nismen: der Pathologisierung, Therapeutisierung und Individualisierung so-
zialer Widersprüche sowie der Disziplinierung (15). Verantwortungslos wä-
re es, ohne eine neue Gesellschaftspolitik über eine künftige Sozialpolitik
weiterzudiskutieren.

Dieser Text ist eine vorläufige Fassung und Bestandteil eines umfangreichen Manuskripts im
Kontext der SPS-Diskussion "Wege zu einer neuen Gesundheits- und Sozialpolitik". Der Ge-
samttext ist erhältlich beim Autor (Bolleystr. 30, 8006 Zürich).
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Warum soll der Sozialismus als Utopie, als
Summe uralter Menschheitsideale - soziale

Gerechtigkeit, Solidarität, Freiheit für die Un-

terdrückten, Hilfe für die Schwachen - keine
Zukunft haben?

Arnold Künzli
Trikolore auf halbmast

Essays zu Sozialismus und Ethik
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